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Die Rotmonten Treuhand AG verfügt 
über langjähriges, bestens qualifiziertes 
Personal. Unter anderem durfte letztes 
Jahr Tobias Schiltknecht das 5-jährige 
Firmenjubiläum feiern. Als diplomierter 
Wirtschaftsprüfer hat er uns zu Beginn 
stark in der Wirtschaftsprüfung unter-
stützt, sich aber mehr und mehr zum 
Generalisten und Berater für alle Treu-
handfragen entwickelt. Es freut uns 
sehr, dass Tobias Schiltknecht nun 
auch den Schritt gewagt hat und als 
Partner in die Rotmonten Treuhand AG 
eingestiegen ist. Er übernimmt als Mit-
glied der Geschäftsleitung Verantwor-
tung. Damit findet bereits heute eine 
Verjüngung in der Führungsebene statt 
und die Rotmonten Treuhand AG geht 
partnerschaftlich und gut gerüstet in die 
Zukunft. Danke dass Sie ihr Vertrauen 
auch Tobias Schiltknecht entgegenbrin-
gen.

Kurz notiert
Unsere Berater werden Sie im Rahmen 
der Besprechungen von Jahresab-
schluss und Steuererklärungen auf für 
Sie wichtige Entwicklungen bei den 
Steuern und dem Handelsrecht anspre-
chen. Wir empfehlen, dass Sie sich be-
reits heute mit Themen beschäftigen, 
wie zum Beispiel mit der Mehrwert-
steuersatzerhöhung auf 2024 (auch 
wenn die neuen Sätze erst im Steuer-

formular ab Q3/23 implementiert sind, 
Rechnungen können jetzt schon beide 
Sätze enthalten) oder mit der AHV-Ren-
tenreform 2024 (was auch Auswirkun-
gen auf die Arbeitsverträge haben 
kann). Die Zeit der Negativzinsen ist 
hoffentlich vorbei – erste Banken bezah-
len bereits teilweise positive Zinsen. 
Eine Neubeurteilung der Liquiditätspla-
nung macht also Sinn. Die Folgen der 
kalten Progression bei der Direkten 
Bundessteuer werden erstmals seit 
dem Steuerjahr 2012 für das Steuerjahr 
2023 ausgeglichen, was sich in teilwei-
se höheren Abzügen, aber auch in ei-
nem geänderten Tarif niederschlägt. 
Und zu guter Letzt auch gute Neuigkei-
ten für St. Galler Firmen: Der Steuer-
fuss wird für das Geschäftsjahr 2022 
um 5% gesenkt und beträgt inklusive 
den Zuschlägen neu 297%.

In eigener Sache
Die Datensicherheit ist und bleibt in al-
ler Munde. Gerne teilen wir künftig sen-
sible Daten mit Ihnen auf Wunsch an-
stelle über den üblichen Mailversand 
neu über unsere gesicherte Rotmonten-
Cloud. Vereinbaren Sie mit Ihrem Bera-
ter das Vorgehen für den beidseitigen 
Datenaustausch.
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Mit der Einführung des neuen Aktienrechts 
per 1. Januar 2023 wurde eine gesetzliche 
Grundlage für die Ausschüttung von Zwi-
schendividenden, auch Interimsdividen-
den genannt, geschaffen. Aufgrund der 
früher fehlenden gesetzlichen Grundlage 
war die Zulässigkeit von Zwischendividen-
den bis anhin umstritten.

Definition 
Während ordentliche und ausserordentliche 
Dividenden jeweils aus dem Gewinn voran-
gehender Geschäftsjahre respektive dem 
Bilanzgewinn ausgeschüttet werden, so 
handelt es sich bei Zwischendividenden um 
Ausschüttungen aus dem Gewinn des lau-
fenden Geschäftsjahres.

Voraussetzungen
Damit eine Zwischendividende ausge-
schüttet werden kann, muss zwingend ein 
Zwischenabschluss erstellt werden, und 
zwar auch dann, wenn die Zwischendivi-
dende noch innert sechs Monaten nach 
dem ordentlichen Abschluss beschlossen 
werden soll. Dieser Zwischenabschluss ist 
von der Revisionsstelle prüfen zu lassen, 
bevor die Generalversammlung über die 
Zwischendividende beschliesst. Die Prü-
fung des Zwischenabschlusses entfällt, 
wenn die Gesellschaft auf eine Revisions-
stelle verzichtet hat (opting-out) oder 
wenn alle Aktionäre der Zwischendividen-
de zustimmen und die Forderungen der 
Gläubiger dadurch nicht gefährdet wer-
den. In letzterem Fall wird es wohl sinnvoll 
sein, die Zustimmung der Aktionäre vor 
der ausserordentlichen Generalversamm-
lung in schriftlicher Form einzuholen.

Auch auf Zwischendividenden sind die ge-
setzlich vorgesehenen Reservenzuwei-
sungen vorzusehen. Hierbei ist zu beach-
ten, dass unter dem neuen Aktienrecht die 
zweite Zuweisung nicht mehr verlangt 
wird.

Verfügt eine Gesellschaft über einen noch 
nicht zurückbezahlten Covid-19-Kredit, so 
ist eine Ausschüttung von Zwischendivi-
denden nicht möglich.

Anforderungen an den Zwischenab-
schluss
Der Zwischenabschluss ist nach den Vor-
schriften zur Jahresrechnung zu erstellen 
und umfasst neben Bilanz und Erfolgsrech-
nung auch einen Anhang mit folgendem In-
halt: 
 – Zweck des Zwischenabschlusses
 – Vereinfachungen und Verkürzungen, ein-

schliesslich allfälliger Abweichungen von 
den für die letzte Jahresrechnung verwen-
deten Grundsätzen

 – weitere Faktoren, welche die wirtschaftli-
che Lage des Unternehmens während der 
Berichtsperiode wesentlich beeinflusst ha-
ben, insbesondere Ausführungen zur Sai-
sonalität

Auch wenn gewisse Vereinfachungen zur 
letzten Jahresrechnung möglich sind, so ist 
die Stetigkeit und damit die Vergleichbarkeit 
von Zwischenabschluss und letzter Jahres-
rechnung zu gewährleisten. Im Zwischenab-
schluss müssen die Zwischensummen und 
Überschriften mit jenen der letzten ordentli-
chen Jahresrechnung übereinstimmen. Zu-
dem dürfen die Vereinfachungen und Ver-
kürzungen die korrekte Darstellung des Ge-
schäftsgangs nicht beeinträchtigen.

Verbuchung
Zwischendividenden sind erfolgsneutral zu 
verbuchen. Im Hinblick auf den Zwischenab-
schluss ist jedoch auf eine Verrechnung mit 
dem Gewinnvortrag oder den Reserven zu 
verzichten, da Zwischendividenden ja explizit 
aus dem laufenden Gewinn ausgeschüttet 
werden. Deshalb empfiehlt sich ein Ausweis 
als separater Minusposten im Eigenkapital.

Anwendung
Die Bestimmungen zur Zwischendividende 
sind aufgrund entsprechender Verweise 
auch für GmbHs, Kommanditaktiengesell-
schaften und für Genossenschaften gültig, 
wobei für letztere noch weitere Vorausset-
zungen zu berücksichtigen sind.

Fazit
Die neuen gesetzlichen Grundlagen zu den 
Zwischendividenden schaffen Klarheit und 
beseitigen Unsicherheiten für Verwaltungs-
räte, Aktionäre und Revisionsstellen.

Zulässigkeit der Zwischendividende seit 
1. Januar 2023



Mitarbeiteraktien

Manchmal besteht das Bedürfnis, Mitar-
beiter, vor allem solche im Kaderbereich, 
an der Arbeitgeberfirma zu beteiligen 
und zu Aktionären zu machen. Damit soll 
die Motivation hinsichtlich eines Ge-
schäftserfolgs gestärkt werden. Denn 
als Aktionäre sind sie an ihm mittels Di-
vidende beteiligt.

Zudem ist oft beabsichtigt, den Mitar-
beiter an einer langfristigen Wertsteige-
rung der Aktien teilhaben zu lassen, in-
dem sie dem Mitarbeiter zu einem güns-
tigen Preis zugeteilt werden und der 
Mitarbeiter sie (meist bei Austritt aus 
der Firma) zum Verkehrswert verkauft 
und damit einen Gewinn erzielt.

Steuerlich ist zwischen echten und un-
echten Mitarbeiterbeteiligungen zu un-
terscheiden. 

Unechte Beteiligungen sind solche, 
welche dem Mitarbeiter keine vollen Ak-
tionärsrechte zubilligen (wie Teilnahme 
an GV, Dividende), sondern lediglich 
eine Geldleistung seitens der Arbeitge-
berfirma in Abhängigkeit vom Ge-
schäftserfolg oder von der Aktien-
kursentwicklung in Aussicht stellen 
(sog. Phantom Stocks). Steuerlich und 
AHV-rechtlich handelt es sich um nichts 
anderes als um Lohn, der zum Zeitpunkt 
des Zuflusses steuerbar ist. Vermögens-
mässig gelten solche Ansprüche beim 
Mitarbeiter als nicht steuerbare An-
wartschaften. Bei der Arbeitgeberfir-
ma ist dieser Lohn in aller Regel ge-
schäftsmässig begründeter Aufwand.

Echte Beteiligungen sind solche, die 
den Mitarbeiter am Eigenkapital der Ge-
sellschaft und am Geschäftserfolg be-
teiligen. In der Regel werden solche 
Mitarbeiteraktien zu Vorzugsbedingun-
gen ausgegeben. Sie können frei über-
tragbar oder aber (meist zeitlich) gebun-
den sein. Derartige Mitarbeiteraktien 
sind als Vermögen steuerbar, auch wenn 
sie allenfalls bei der Arbeitgeberfirma 

hinterlegt werden müssen. Im Zeitpunkt 
der Ausgabe ist die Differenz zwischen 
dem Verkehrswert und dem Abgabe-
preis an den Mitarbeiter grundsätzlich 
steuerbares Einkommen aus unselb-
ständiger Erwerbstätigkeit. Bei börsen-
kotierten Titeln ist dies der Börsenkurs. 
Bei nicht kotierten Aktien kann auf die 
Wegleitung der ESTV zur Bewertung 
von Wertpapieren ohne Kurswert oder 
auf eine andere, von der Steuerverwal-
tung anerkannte Bewertungsmethode 
abgestellt werden. Die einmal gewählte 
Bewertungsmethode ist aber beizube-
halten und gilt dann auch für die Rück-
nahme von Titeln.

Bei echten Mitarbeiteraktien realisiert 
der Mitarbeiter mit der Dividende Ein-
kommen aus Vermögensertrag und die 
Dividende wird aus dem Gewinn der Ge-
sellschaft bezahlt. Somit qualifizieren 
diese Dividenden als Gewinnverwen-
dung und nicht als abzugsfähiger Ge-
schäftsaufwand.

Oftmals werden Mitarbeiteraktien zeit-
lich gesperrt und sind für den Mitarbei-
ter erst mit Ablauf der Sperrfrist frei ver-
fügbar. Damit soll eine Bindung des Mit-
arbeiters an die Arbeitgeberfirma erreicht 
werden. Eine solche zeitliche Bindung 
mindert den Wert im Vergleich zu sofort 
frei verfügbaren Aktien. Diesem Minder-
wert trägt man mit einem Diskont von
6% pro Sperrjahr Rechnung. Bei einer 
maximal möglichen Sperrfrist von  
10 Jahren beträgt der reduzierte Ver-
kehrswert noch 55,839%. Damit wird 
einem Mitarbeitenden ermöglicht, im 
Umfang des gewährten Diskonts der-
einst doch noch einen steuerfreien pri-
vaten Kapitalgewinn zu erhalten. Auch 
für die laufende Vermögenssteuer kann 
die Verfügungssperre mit einem jährli-
chen Diskont berücksichtigt werden.

Für Detailfragen sei hier auf das ausführ-
liche Kreisschreiben der ESTV Nr. 37 
vom 30.10.2020 verwiesen.



Das neue Datenschutzgesetz – das Wichtigste 
in Kürze

Das revidierte Datenschutzgesetz (revDSG) 
tritt – ohne Übergangsfristen – per 1. Sep-
tember 2023 in Kraft. Was sind die wichtigs-
ten Punkte, die es mit Blick auf das Inkraft-
treten zu beachten gilt:

Welche Daten sind betroffen?
In den Geltungsbereich des revDSG fallen 
nur noch die Daten von natürlichen Perso-
nen. Als Personendaten gelten alle Informa-
tionen über Personen, welche namentlich 
genannt werden oder welche aus anderen 
Gründen einer bestimmten oder bestimm-
baren Person zugeordnet werden können 
(z.B. Name, Geburtsdatum, E-Mail-Adres-
se). Als Bearbeitung gilt der Umgang mit 
Personendaten wie z.B. Beschaffen, Spei-
chern und Weitergeben. Personendaten 
können auch besonders schützenswerte 
Daten enthalten (z.B. biometrische Daten, 
Gesundheitsdaten). Im Fall der Bearbeitung 
solcher Daten gelten strengere Anforderun-
gen.

Privacy by Design and by Default
Der Grundsatz hält fest, dass der Daten-
schutz durch Technik und durch daten-
schutzfreundliche Voreinstellungen sicher-
zustellen ist. Ferner muss gewährleistet 
sein, dass die Bearbeitung auf das für den 
Verwendungszweck notwendige Mindest-
mass beschränkt ist. 

Auftragsbearbeitung
Die Bearbeitung von Personendaten kann 
vertraglich oder gesetzlich auf einen Dritten 
(Auftragsbearbeiter) übertragen werden, 
sofern der Auftragsbearbeiter die Daten 
so bearbeitet, wie es der Verantwortliche 
selbst tun dürfte; dies aber nur sofern keine 
gesetzlichen oder vertraglichen Geheimhal-
tungspflichten die Übertragung verbieten. 
Der Verantwortliche muss jedoch in jedem 
Fall die Datensicherheit gewährleisten. 

Informationspflicht
Bei jeder Beschaffung von Personendaten 
muss die betroffene Person angemessen in-
formiert werden. Der Verantwortliche muss 
der betroffenen Person daher mindestens 
die Identität sowie die Kontaktdaten des 

Verantwortlichen, den Bearbeitungszweck 
und gegebenenfalls die Empfänger von Per-
sonendaten bekannt geben. 

Meldepflicht
Verletzungen der Datensicherheit, die vor-
aussichtlich zu einem hohen Risiko für die 
Persönlichkeitsrechte oder die Grundrechte 
der betroffenen Personen führen, müssen 
so rasch als möglich dem Eidgenössischen 
Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftrag-
ten (EDÖB) gemeldet werden. 

Strafbestimmungen
Die vorsätzliche Verletzung der genannten 
Pflichten kann auf Antrag mit Bussen bis 
zu TCHF 250 bestraft werden. Strafbar ist 
jeweils die natürliche Person und nicht das 
Unternehmen. 
Wir empfehlen Ihnen die Zeit bis zur Einfüh-
rung des revDSG zu nutzen und die nach-
stehenden Punkte bei der Umsetzung zu 
beachten:

 – Bearbeiten Sie Daten nicht heimlich. In-
formieren Sie die Betroffenen, wozu die 
Daten verwendet werden und halten Sie 
sich daran. Überprüfen Sie Ihre Daten-
schutzerklärung und passen diese, wo 
nötig an.

 – Bearbeiten Sie nur so viele Daten wie 
zwingend notwendig. 

 – Erarbeiten und implementieren Sie inter-
ne Datenbearbeitungsrichtlinien.

 – Falls Betroffene selbst Einstellungen vor-
nehmen können, richten Sie diese so ein, 
dass ohne Zutun der Betroffenen mög-
lichst wenig Daten bearbeitet werden. 
Überprüfen Sie Ihre Cookie-Richtlinien 
bzw. Banner und passen Sie diese, wo 
nötig, an.

 – Löschen Sie Daten, die nicht mehr ge-
braucht werden (vorbehältlich der gesetz-
lichen Aufbewahrungsfristen).

 – Wenn Sie Auftragsverarbeiter sind oder 
mit Auftragsverarbeitern zusammenar-
beiten, überprüfen Sie deren Verträge 
und passen Sie diese, wo nötig, an.

 – Überprüfen Sie Ihre Verträge mit Ihren 
Kunden und passen Sie diese, wo nötig, 
an.


